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Die in den vergangenen Wochen
bekannt gewordenen (weiteren)
Fälle von Korruption und Posten-
schacher haben das Land in eine
Schockstarre versetzt: Dass die
allseits bekannten Missstände ei-
ne derartige Dimension erreicht
haben, wie die „Chats aus der
Hölle“ (so das geflügelte Wort für
die berühmten-berüchtigten rund
300.000 Mitteilungen aus dem
Maschinenraum der Politik) nahe-
legen, übersteigt wohl das Vorstel-
lungsvermögen der meisten.

Nun aber erscheinen Stellung-
nahmen, die auf das „anständige“
und „zukunftsorientierte“ „So
sind wir nicht“-Österreich ver-
trauen lassen. Tatsächlich können
die genannten Vorgänge von ei-
nem Rechtsstaat nicht akzeptiert
werden. In zweierlei Form ist dem
entgegenzutreten:
l Durch eine konsequente Verfol-
gung der zutage getretenen Miss-
stände. Nicht nur die Österreiche-
rinnen und Österreicher, sondern
auch das Ausland müssen über-
zeugt werden, dass der Rechts-
staat auch in einer solchen Krise
präsent ist.
l Darüber hinaus bedarf es
grundlegender Reformen. Der
„Standard“-Kolumnist Hans Rau-
scher hat dringende Reformen in
Justiz und Polizei angemahnt. Ein
wichtiger Ansatz, doch darf dieser
nicht punktuell bleiben, sondern
muss grundlegender Natur sein.
Die seit vielen Jahren geforderte
Staatsreform könnte nun endlich
in Gang gebracht werden.

Angesichts der publik geworde-
nen Missstände sind weder eine
Rückkehr zur Tagesordnung noch
ein Aussitzen akzeptabel. Posten-
schacher ist kein Kavaliersdelikt,
sondern eine widerrechtliche An-
eignung öffentlicher Ressourcen
unter bewusster Inkaufnahme,
wenn nicht sogar einer intentio-
nalen Schädigung des Öffentli-
chen Dienstes. Die aufgezeigten
Fälle wären auch strafrechtlich zu
prüfen. Zwar ist der Tatbestand
des Amtsmissbrauchs in bedenk-
licher Form eingeschränkt wor-
den (auch das bedürfte einer Re-
form), doch zumindest die jeweili-
gen Aufsichtsinstanzen etwa in
den Ministerien handeln hoheit-
lich und wären deshalb einer ent-
sprechenden Kontrolle zu unter-
ziehen.

Und unabhängig von der straf-
rechtlichen Seite wäre auf jeden
Fall der ökonomische Schaden
einzuklagen: Fake-Ausschreibun-

gen, Fake-Hearings und natürlich
die widerrechtliche Besetzung
von Stellen verursachen Kosten,
die von der Finanzprokuratur –
nach Berechnung des Schadens
etwa durch den Rechnungshof –
einzuklagen wären.

Echte Gewaltenteilung
Darüber hinaus bedarf es aber
weitergehender, grundlegender
Reformen. Da wäre einmal die
Justizreform: Die Loslösung der
Justiz von der Politik im Sinne ei-
ner echten Gewaltenteilung ist
überfällig. Ein wichtiger Schritt
dorthin wäre die von kompetenter
Seite (Irmgard Griss) auch in den
vergangenen Jahren angeregte
Schaffung einer Selbstverwal-
tungseinrichtung der Justiz nach
ausländischem Vorbild, die dann
auch – transparent! – über die
Karrieren in der Justiz zu ent-
scheiden hätte.

Zu Recht hat der Präsident des
Oberlandesgerichts Innsbruck,
Klaus Schröder, darauf hingewie-
sen, dass die reine Selbstergän-
zung der Gerichtsbarkeit nicht die
Lösung sein kann. Hilfestellung
ist allerdings nicht bei der Politik
zu suchen, sondern in einer Ge-
staltung der Auswahlkommissio-
nen, die eine möglichst unabhän-
gige und objektive Entschei-
dungsfindung erlaubt. In anderen
Rechtsordnungen ist es zum Bei-
spiel üblich, dass in den Auswahl-
kommissionen für Richteramtsan-
wärter auch Universitätsprofesso-
ren oder Vertreter der freien Be-
rufe sitzen. Der Autor dieser Zei-
len hat selbst schon zweimal an
solchen Verfahren in Italien mit-
gewirkt, wobei er nur bestätigen

kann, dass sich in diesen Kom-
missionen – bestehend aus Rich-
tern, Staatsanwälten und Univer-
sitätsprofessoren unterschied-
lichster Fachrichtungen und Uni-
versitäten – ein äußerst konstruk-
tives und vor allem sachorientier-
tes Arbeitsklima etabliert hat.

Die unsägliche Bestimmung in
Paragraf 35c des Staatsanwalt-
schaftsgesetzes, wonach es prak-
tisch in das Belieben der Staatsan-
waltschaft gestellt ist, Anzeigen
nachzugehen oder auch nicht,
muss dringend abgeschafft wer-
den. Die Einrichtung einer Bun-
desstaatsanwaltschaft, die dann
aber auch Teil des „Checks and
Balances“-Prozesses sein muss,
ist überfällig.

Rechtsschutz abgebaut
Der schamlose Postenschacher
der vergangenen Jahre konnte
auch deshalb Platz greifen, weil
der Rechtsschutz im Öffentlichen
Dienst systematisch abgebaut
worden ist. Eine „Scheinprivati-
sierung“, vorgeblich im Dienste
der Effizienzsteigerung, hat dazu
geführt, dass die Bediensteten be-
ziehungsweise Kandidaten weit-
gehend rechtlos sind und sich ge-
gen solche Schiebungen nicht zur
Wehr setzen können.

Laut EU-Recht müssten zwar
auch und gerade Privatbedienste-
te einen wirksamen Zugang zu ei-
nem Gericht haben, doch die ös-
terreichischen Gerichte verwei-
gern die Anwendung von Artikel
47 der Grundrechte-Charta und
legen trotz einer klaren EU-recht-
lichen Verpflichtung für letztins-
tanzliche Gerichte (Artikel 267
Absatz 3 des Vertrags über die

Arbeitsweise der Europäischen
Union) nicht vor. Im Ergebnis
sind wir im Öffentlichen Dienst
damit nicht nur vor 1995 stehen
geblieben, sondern sogar noch
weit dahinter zurückgefallen. Für
den Einzelnen ist es dann oft bes-
ser, sich mit der Politik und den
lokalen Machtverhältnissen zu ar-
rangieren, und die große Karriere
wird nicht durch Leistung ge-
macht, sondern man muss seinen
Namen – wie auch immer, ausge-
sprochen oder implizit – in einen
„Sideletter“ hineinbringen.

Weshalb diese weitreichende
Verweigerung gegenüber dem
EU-Recht in Österreich? Der
Grund mag in schierer Unkennt-
nis des EU-Rechts liegen, zum Teil
aber auch im Bewusstsein, dass
es in den vergangenen Jahren im
Zusammenwirken mit den Verfas-
sungsordnungen der EU-Mitglied-
staaten eine Konkretisierung der
Rechtsstaatlichkeitsidee in die
Wege geleitet hat, die grundlegen-
de Reformen in Österreich bedin-
gen müssten, etwa auch in Hin-
blick auf die Forderung nach ei-
ner „guten Verwaltung“.

Eine Fügung des Schicksals hat
nun einen Blick in einen Maschi-
nenraum eröffnet, der mit Entset-
zen wahrgenommen wurde. Ge-
hen wir die längst überfälligen
Reformen an, schaffen wir die
dringend nötige Transparenz
(Stichwort: Informationsfreiheits-
gesetz), damit in Österreich Leit-
entscheidungen nicht „in der Höl-
le“, sondern in der „gläsernen Ka-
bine“, durch den Anstand, der,
wie ersichtlich wird, immer noch
reichlich im Lande vorhanden ist,
getroffen werden. ■

Gastkommentar

Chats als Weckruf

von Peter Hilpold

Anmerkungen zum aktuellen U-Ausschuss.

Peter Hilpold ist Professor für
Völkerrecht, Europarecht und
Vergleichendes Öffentliches
Recht an der Universität Inns-
bruck und Autor von mehr als
250 Publikationen.

Zum Autor

Auch im Justizbereich sind
Reformen dringend nötig.
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Zum Gastkommentar
Norbert Mayr, 23. Februar

Bei der Energiewende auf
die richtigen Pferde setzen
Die richtigen Pferde kennen wir:
Wind- und Sonnenenergie. Wie
wir sie bis 2040 in ausreichender
Menge schaffen können, wissen
wir nicht. Wodurch werden die
1,5 Millionen Öl- und Gasheizun-
gen bis 2040 ersetzt? Ein Jahr hat
rund 250 Arbeitstage. In den ver-
bleibenden 18 Jahren müssten pro
Arbeitstag 333 Heizungen ersetzt
werden. Die Facharbeiter dafür
haben wir nicht.

Auch ist es eine Illusion zu
glauben, dass für jeden Weg der
öffentliche Verkehr weniger um-
weltschädlich ist als der Individu-
alverkehr. Der öffentliche Verkehr
ist nur dort zweckmäßig, wo viele
Menschen gleichzeitig in dieselbe
Richtung wollen. Neue Straßen
sind nicht die Ursache für mehr
Straßenverkehr (diese Behaup-
tung ist nicht belegt), sondern sie
decken den Bedarf.

Robert Grünwald,
1220 Wien

Zum Artikel von Bernd Vasari,
19. Februar

Wie klimafit ist das
Burgenland wirklich?
Im Überblick über die Energie-
und Umweltpläne der Bundeslän-
der im Hinblick auf die Klimazie-
le wird das Burgenland als „Mus-
terschüler“ bezeichnet. Dazu fol-
gende Überlegung: Das Burgen-
land hat absolut gesehen mit 1,9
Millionen Tonnen (2018) die nied-
rigsten jährlichen Treibhausgas-
Emissionen. Bezieht man diese
Zahl jedoch auf die Wirtschafts-
leistung (etwa Regional-BIP in
Millionen Euro), dann ergibt sich
ein Wert von 233 Tonnen pro Mil-
lion Euro BIP. Damit rückt das
Burgenland an den Wert der weit-
aus industrielleren Steiermark
(276 Tonnen) heran und übertrifft
Kärnten, Tirol und Vorarlberg (mit
je 225, 141 und 110 Tonnen).

Somit entfällt der Löwenanteil
der Treibhausgas-Emissionen auf
Haushaltsenergie und Individual-
verkehr. Letzterer ist aufgrund
der ländlichen Siedlungsstruktur
und der hohen Pendlerrate ein be-
kanntes verkehrs- als auch um-
weltpolitisches Problem.

Wilhelm Hanisch,
per E-Mail
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Die meisten Wienerinnen und

Wiener können sich ihre Heizung

nicht aussuchen und müssen die

Abhängigkeit von Erdgas teuer

bezahlen. Öl- oder Gasheizungen

sind vor einem Jahrzehnt im Land

Salzburg im Neubau quasi ausge-

storben, Wien feierte noch 2019

einen gasversorgten Anteil von

„nur“ noch 20 Prozent im geför-

derten Wohnbau als „europawei-

ten Meilenstein“.

Die Energieplanung in Salz-

burg setzte die EU-Richtlinie

2010/31/EU mit Energie aus er-

neuerbaren Quellen in neuen Ge-

bäuden fristgerecht um, Ver-

schleppungen anderer Bundeslän-

der wie Wien erhöhten – äußerst

kurzsichtig – den jetzigen Dekar-

bonisierungsbedarf: Annähernd

die Hälfte der Wiener Haushalte

ist gasversorgt, die zweite knappe

Hälfte hängt an der Fernwärme.

Diese verkauft die Wien Energie

via Greenwashing als „grüne

Wärme“, sie wird aber zu mehr

als 80 Prozent fossil erzeugt und

ist – mit den Leitungsverlusten –

kaum weniger klimaschädlich als

Erdgas. Erneuerbare Energie ver-

sorgt heute nur wenige Prozent

der Haushalte. Die selbsternannte

„Klimamusterstadt“ setzte bis vor

kurzem aufs falsche Pferd und ist

erdrückend abhängig von Erdgas.

Für das 1,5-Grad-Erwärmungs-

limit von Paris wollen der Bund

und die Stadt Wien bis 2040 kli-

maneutral werden. In spätestens

18 Jahren, so der Wiener Klima-

fahrplan 2022, sollen unter ande-

rem „Fernwärme beziehungswei-

se erneuerbare Energie“ – gleich-

rangig genannt – Öl- und Gashei-

zungen ersetzen. In den vergan-

genen 20 Jahren wurde mit den

mäßig erfolgreichen Klimaschutz-

programmen (KliP) 1999 und

2009 nur gut ein Zehntel der

Fernwärme dekarbonisiert. Mit

dem Klimafahrplan ist einerseits

der Rückstand der vergangenen

20 Jahre aufzuholen, anderseits

sollen gegenüber den KliPs un-

gleich spekulativere Maßnahmen

den Zero-Emission-Endspurt bis

2040 stemmen.

Ein Drittel der Dekarbonisie-

rung – rund 200.000 Haushalte –

hängt am noch ungewissen Erfolg

von Tiefen-Geothermie-Bohrun-

gen. Schließlich wären dutzende,

jeweils tausende Meter tiefe Lö-

cher dafür notwendig, die mögli-

cherweise auch CO2 emittieren.

Solche Blindflüge ohne Evidenz

und ohne Plan B sind inmitten

der Klimakrise Versprechungen

ohne solide Basis. Statt vager Er-

folgsversprechen braucht es abso-

lute Zahlen: Der Klimafahrplan

2022 gehört von unabhängigen

Experten auf Plausibilität und

Machbarkeit evaluiert.

Autoverkehr bis 2030 um

40 Prozent reduzieren

Der zweite große CO2-Emittent,

die Mobilität, wird bereits von un-

abhängigen Wissenschaftern be-

gleitet. Mit dem Klimafahrplan

wurde die Klimaneutralität auf

2040 verschärft, die 2014 im Ge-

meinderat beschlossenen Smart-

City-Ziele blieben gleich. Trotz-

dem: Ein signifikant ausgebauter

öffentlicher Verkehr beziehungs-

weise Umweltverbund hat den

Autoverkehr bis 2030 um 40 Pro-

zent zu reduzieren. Trotz Bevölke-

rungswachstum und Wohnbauof-

fensive hat es also auch in der Do-

naustadt deutlich weniger Indivi-

dualverkehr zu geben, wie der

Verkehrsplaner Ulrich Leth und

seine KollegInnen an der TU

Wien unisono bestätigen.

In der ersten Phase dieser Re-

duktion des motorisierten Indivi-

dualverkehrs (MIV) auf 15 Pro-

zent Anteil am Modal-Split bis

2030 wirken die Stellschrauben

am effizientesten, bald ist nahezu

ganz Wien zudem Kurzparkzone.

Da in den Jahren seit 2014 der öf-

fentliche Verkehr viel zu wenig at-

traktiviert wurde – bis 2020 nur

ein Fünftel des Etappenziels –,

stagnierte die Mobilitätswende in

diesen 6 von 16 Jahren, das ver-

schärft auch die aktuell unzumut-

bar hohe Verkehrsbelastung in

der Donaustadt.

Ist 2025 die Großbaustelle See-

stadt Aspern ungefähr halb fertig,

entspricht ihre politisch beschlos-

sene verkehrliche Zielvorgabe je-

ner für ganz Wien, nur noch 20

Prozent aller Wege mit dem priva-

ten Pkw zurückzulegen und den

Rest zu Fuß, mit dem Fahrrad

oder mit den Öffis. Dem Vorzeige-

projekt der „Klimamusterstadt“

Wien fehlt auf Rückfrage jedoch

die Strategie, ab 2026 die alte und

die neue Seestadt-Hälfte auf 19

Prozent (beziehungsweise 2030

auf 15 Prozent) Pkw-Anteil zu re-

duzieren. Auch hier gehört mas-

siv nachgeschärft. Für die meis-

ten Seestädter ist die Garage bes-

ser erreichbar als die U-Bahn, so

Hermann Knoflacher. Der Doyen

der österreichischen Verkehrspla-

nung nimmt die Stadtplanung in

die Verantwortung, „dem Men-

schen zu helfen, aus dem Auto he-

rauszukommen“.

Die Wiener Stadtplanungspoli-

tik macht das Gegenteil. Sie kon-

terkariert in Transdanubien das

weltweit bewährte Leitbild der

„Stadt der kurzen Wege“ und ver-

schärft den monofunktionalen

Ausbau zur Schlafstadt mit ent-

sprechendem Pendlerverkehr.

Während die Seestadt dem Leit-

bild im Kleinen in etwa entspre-

chen wird, fehlen in Transdanubi-

en bereits heute mehr als 60.000

Jobs, Tendenz dramatisch stei-

gend. Hier kann die im Klimafahr-

plan ausgerufene „15-Minuten-

Stadt“ – jede wichtige Aktivität

maximal 15 Minuten entfernt –

nicht funktionieren.

Die Stadt verfolgt – abgesehen

von der Seestadt – viel zu wenig

intensiv Betriebsansiedlungen

und Jobinitiativen beziehungswei-

se die Priorität Wohnen und Ar-

beiten. Dass die für weitere

60.000 Menschen vorgesehenen

Wohnsiedlungen den Sinn der

Stadtstraße begründen sollen,

muss unter anderem durch die

Nähe von U2 und Ostbahn hinter-

fragt werden. Wie im gesamten

Stadtgebiet sollte auch hier der

Ausbau des öffentlichen Verkehrs

im Vordergrund stehen.

Den unmittelbaren CO2-Emit-

tenten, den Autobahnzubringer

Stadtstraße – gegen den Konsens

der Verkehrsexperten, gegen eige-

ne Verkehrs- und Klimaziele einer

„Stadt der kurzen Wege“ –, reali-

sieren zu wollen, ist irrational

und unverantwortlich. Davon wä-

ren zigtausende Menschen, dar-

unter auch ein Schulcampus, di-

rekt an der Trasse betroffen.

Nicht der Autoverkehr gehört wei-

terhin befeuert, sondern die Maß-

nahmen zur Verkehrswende, wo

das Steuergeld für den Stadtstra-

ßenbau sehr gut investiert wäre.

Wiens Image als

„Klimamusterstadt“ bröckelt

Der von Klimaaktivisten ange-

heizte und von Verkehrsexperten

objektivierte Diskurs hat einer

breiteren Öffentlichkeit deutlich

gemacht, dass Wiens Image als

selbsternannte „Klimamuster-

stadt“ bröckelt; selbst die Seestadt

hinkt den Mobilitätszielen bald

hinterher. Am 1. Februar ließ Bür-

germeister Michael Ludwig das

Protestcamp Hausfeldstraße der

Klimaaktivisten räumen und 390

Bäume fällen, dieser Tage präsen-

tierten er den Klimafahrplan

2040 und Ulli Sima „Wiens ersten

Mega-Radhighway“: Bald solle

man „schnell und bequem von

der Donaustadt in die City“ kom-

men, so die Klimastadträtin poli-

tisch aktionistisch. Gemeint ist,

neben den Radweglangstrecken

West und Süd, die seit 2014 über-

fällige und nun bis Herbst 2024

in Aussicht gestellte Strecke Nord

in den 21. Bezirk.

Diese Strecke Nord tangiert die

Donaustadt lediglich, für die vier-

te Himmelsrichtung Ost fehlt

auch in der Radwegoffensive vom

17. Februar ein „Mega-Radhigh-

way“. Im Herbst 2021 hat der Au-

tor diese Radweglangstrecke –

hauptsächlich entlang des Ost-

bahn-Gleises – konzipiert. Sie wä-

re überwiegend kreuzungsfrei,

geradlinig, schnell und leistungs-

fähig, würde die Seestadt tangie-

ren, das Marchfeld erschließen

und entspräche, eingebettet im

„Grünen Gerüst Freiraum“ (Stra-

tegieplan für das Zielgebiet U2

von 2013), dieser Erholungsfunk-

tion. Aktuell sollen direkt dort die

Stadtstraße beziehungsweise die

Spange Aspern verlaufen.

Diese emittierende Straßen-

trasse etwas zu verkleinern, ist

kein fruchtbarer Kompromiss; ei-

ne Mobilitätswende ist notwendig.

Für diese haben dutzende Bürger

aus der Zivilgesellschaft konkrete

Vorschläge erarbeitet, so zum Bei-

spiel das Lobau-Forum ein „So-

fortprogramm für den öffentli-

chen Verkehr“. Zudem hat Wien

im Jahr 2020 mit der überparteili-

chen Initiative „Platz für Wien“ 18

wertvolle, von 57.000 Wienern in

einer Petition unterstützte Inputs

für eine klimagerechte und ver-

kehrssichere Stadt mit hoher Le-

bensqualität bekommen; die wört-

liche Übernahme von 5 der 18

Forderungen ins SPÖ-Wahlpro-

gramm ist zu wenig.

Verantwortung für

kommende Generationen

Die Herausforderungen sind

enorm, eine wachsame Zivilge-

sellschaft ist notwendig, ebenso

engagierte Experten außer-, aber

auch innerhalb der Stadtverwal-

tung. Die erst zehn Jahre junge

Energieplanung braucht die volle

Unterstützung der Politik. Unsere

Generation der sogenannten Ent-

scheidungsträger hat eine beson-

dere Verantwortung. In der Kind-

heit beziehungsweise Jugend in

den 1970er Jahren haben uns der

Ölschock und die „Grenzen des

Wachstums – Bericht des Club of

Rome zur Lage der Menschheit“

(1972) sowie der „Saure Regen“

begleitet. Wir wissen es schon

lange und gefährden trotzdem Zu-

kunft und Gesundheit kommen-

der Generationen.

Der Wiener Bürgermeister

kann die kritisch-konstruktive

Klimabewegung, ihren Einsatz für

die Umwelt, eine ernsthafte und

soziale Energie- und Verkehrs-

wende weiter ignorieren und Ak-

tivisten wieder mit Klagen bedro-

hen. Seinem Pyrrhussieg wird un-

weigerlich – früher oder später –

das Scheitern Wiens an den selbst

beschlossenen Mobilitäts- und

Klimazielen folgen. Die Natur

kennt keine Kompromisse. ■

Gastkommentar

Nicht mehr auf die falschen

Pferde(stärken) setzen

von Norbert Mayr

Die Energiewende sollten externe Wissenschafter auf Plausibilität und Machbarkeit evaluieren.

Es braucht eine solide Basis, um in Wien 2040 die klimaneutrale Stadt zu erreichen.

Norbert Mayr ist Stadtforscher

und initiierte 2015 ein zu 100

Prozent erneuerbar versorgtes,

mehrfach ausgezeichnetes

Wohnquartier in Wien-Stadlau.

Zum Autor

Der Autoverkehr in Wien

müsste bis 2030 um

40 Prozent reduziert werden.
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